
die große kriegskoalition

zahlen:

Kriege im Nahen Osten und 
in Afrika. Spannungen zwi-
schen China, Russland und 
dem Westen. Und ein welt-
weiter Streit um Atomwaffen: 
Höchste Zeit für Frieden und 
Abrüstung! Doch die deut-
sche Bundesregierung hat 
den entgegen gesetzten Weg 
eingeschlagen.

Im Vertrag der neuen großen 
Koalition aus SPD, CDU und 
CSU heißt es: „Europa muss 
international eigenständiger 
und handlungsfähiger wer-
den.“ Was das konkret bedeu-
tet, sagte Ursula von der Leyen 
auf der sogenannten „Münche-
ner Sicherheitskonferenz“ im 
Februar: „Es geht um ein Eu-
ropa, das auch militärisch mehr  
Gewicht in die Waagschale 
werfen kann.“ 

225 Leopard-2 Panzer = 
ca. 520 Kindertagesstätten

140 Eurofighter =
ca. 3 200 Pflegeheime

40 Kampfhubschrauber =
ca. 2 400 Sozialwohnungen
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Das erfordere den Willen, mi-
litärisches Gewicht „auch tat-
sächlich einzusetzen, wenn es 
die Umstände erfordern“. 

Im Klartext: Mehr deutsche 
Soldaten im Krieg, mehr Geld 
für Aufrüstung. Weiter heißt es: 
„Wir wollen transatlantisch blei-
ben und europäischer werden. 
Gleichzeitig wollen wir die Bin-
dung an die USA festigen.“ An-
statt sich von der blutigen US-
Kriegspolitik abzuwenden, wird 
das transatlantische Bündnis 
wie bisher – auch im Interes-
se deutscher Machtambitionen 
– gepflegt. Damit macht sich 
die neue GroKo mitschuldig an 
den Kriegen des Westens, zum 
Beispiel dem Drohnen-
krieg der USA, der auch 
mit Hilfe der US-Airbase 
Ramstein in Rheinland-
Pfalz geführt wird. 

Das westliche Bündnis hält 
weiterhin am Sturz der syri-
schen Regierung fest. 
Die US-Armee bombardiert 
Ziele in Syrien und schickt 
Truppen in den Kampfein-
satz auf syrischem Terri-
torium. Die Bundeswehr 
bedroht Syrien mit ihrer Sta-
tionierung in Jordanien und 
im Mittelmeer.



2014 verpflichteten sich die 
NATO-Staaten dazu, bis 2024 
2 Prozent ihres Bruttoinlands-
produkts für Rüstung und Militär 
auszugeben. 

Mehr Geld für Panzer 
und Drohnen

Für die BRD würde das bedeuten, 
den jetzigen „Verteidigungshaus-
halt“ von knapp 40 Mrd. Euro pro 
Jahr auf ca. 75 Mrd. zu erhöhen. 
Auf der „Sicherheitskonferenz“ 
versprach von der Leyen den 
Bündnispartnern: „Deutschland 
steht zu seinen Vereinbarungen 
in der NATO.“ Postwendend wur-
de kampagnenartig ein desast-
röses Bild von der Bundeswehr 
gezeichnet und die Fähigkeiten 
zur Landesverteidigung in Fra-
ge gestellt. Ein durchsichtiges 
Manöver. In Wirklichkeit geht es 
darum, den Widerstand in der 
Bevölkerung gegen eine neue 
gigantische Aufrüstungsrunde zu 
brechen.

Atomwaffen bleiben in Büchel

Hatte SPD-Kanzlerkandidat 
Schulz im Wahlkampf 2017 noch 
versprochen, sich in einer neu-
en Bundesregierung für den Ab-
zug der US-Atombomben aus 
dem rheinland-pfälzischen Bü-
chel einzusetzen, steht im neu-
en Koalitionsvertrag das glatte 
Gegenteil: „Solange Kernwaffen 
als Instrument der Abschreckung 
im Strategischen Konzept der 
NATO eine Rolle spielen, hat 
Deutschland ein Interesse dar-
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an, an den strategischen Diskus-
sionen und Planungsprozessen 
teilzuhaben.“ Mit „Deutschland“ 
kann nicht die Bevölkerung ge-
meint sein, die sich mehrheitlich 
gegen ein Verbleiben der Bom-
ben ausspricht. Es sind die Inte-
ressen der aggressivsten Kreise 
der deutschen Außenpolitik, die 
im Rahmen der nuklearen Teil-
habe der NATO versuchen, im 
Windschatten der USA den mili-
tärischen Einfluss der BRD in der 
Welt zu steigern.

Aktiv werden für Frieden 
und Abrüstung

Die Pläne der Bundesregierung 
und der NATO fordern zum Wi-
derstand auf. Die Kampagne „ab-
rüsten statt aufrüsten“ sammelt 
in diesem Jahr weitere zehntau-
sende Unterstützer unter ihren 
Aufruf. Gegen die US-Airbase 
Ramstein protestiert die Kampa-
gne „Stopp Ramstein!“ mit einer 
Aktionswoche vom 23. Juni bis 
zum 1. Juli. Und in Büchel wird 
20 Wochen lang bis zum 9. Au-
gust gegen die Atombomben 
protestiert. 

Die DKP beteiligt sich vom 18. 
– 22. Juli 2018 mit Aktionstagen 
an den Protesten gegen den 
Atomwaffenstützpunkt Büchel. 



Foto S1: flickr.com/photos/garryknight
Foto S2: dkp-bremen.org

V.i.S.d.P.: W. Richter, c/o DKP-Parteivorstand, Hoffnungstr. 18, 45127 Essen

news.dkp.de

Wofür die Grünen in ihrer Ge-
schichte 15 Jahre im Bundestag 
brauchten, das schafft die gera-
de in den Bundestag gewählte 
AfD innerhalb von drei Monaten: 
nämlich einem Kriegseinsatz 
der Bundeswehr zuzustimmen – 
konkret: der weiteren Beteiligung 
von 175 deutschen Soldaten an 
der NATO-Mission „Sea Guardi-
an“ im Mittelmeer. 

Laut NATO-Propaganda richtet 
sich dieser Einsatz gegen Ter-
rorismus. Faktisch geht es dem 
Kriegsbündnis darum, das Mit-
telmeer unter NATO-Kontrolle zu 
bringen – gegen Russland, das 
im syrischen Tartus einen Mari-
nestützpunkt unterhält. 

Mit der Zustimmung zu diesem 
Kriegseinsatz hat die AfD somit 
eingehalten, was sie bereits in ih-
rem Bundestagswahlprogramm 
versprochen hatte: ihr Bekennt-
nis zur NATO.  

Damit hat die AfD-Fraktion im 
Bundestag unter Beweis gestellt, 

AfD – Keine Alternative zu den 
Aufrüstungs- und Kriegsparteien

dass sie eben keine „Alternative 
für Deutschland“ ist – denn Pro-
NATO-Parteien gibt es im Bun-
destag mehr als genug. 

In diesem Sinne ist es auch folge-
richtig, dass der stellvertretende 
AfD-Bundesvorsitzende Georg 
Pazderski jüngst forderte, „mehr 
finanzielle Mittel für Ausrüstung, 
Personal und Infrastruktur der 
Bundeswehr zur Verfügung“ zu 
stellen. 

Genau das ist die Handschrift 
des Koalitionsvertrags der Gro-
ßen Koalition und entspricht 
den Beschlüssen der NATO, die 
Wehretats der Mitgliedstaaten in 
Höhe von 2 Prozent des Brutto-
inlandprodukts aufzustocken. 

Opposition gegen Kriegspo-
litik sieht anders aus – eine 
Alternative für dieses Land ist 
abrüsten statt aufrüsten und 
eine konsequente Anti-NATO-
Haltung.

UZ SHOP!

Fahne 
»Friedenstaube«
Weiß auf Blau
100 cm x 150 cm 
mit Schlaufe für Fahnenstange
12,00 € plus Porto

Kapuzenpullover 
»Nie wieder Faschismus ...«
Schwarzer Hoodie
2-farbiger Aufdruck
Größen: XS, S, L, XL, 3XL, 4XL
24,90 € plus Porto

Kaffeebecher
»Frieden!«
Farbe schwarz; Motiv weiß/rot
Inhalt ca. 300 ml
7,90 € plus Porto

Bekleidung, Broschüren,
Bücher, Aufkleber, Fahnen
und vieles mehr unter:

www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17788923



Die Bundesregierung plant, die 
Rüstungsausgaben nahezu zu 
verdoppeln, auf zwei Prozent der 
deutschen Wirtschaftsleistung 
(BIP). So wurde es in der NATO 
vereinbart.

Zwei Prozent, das sind mindes-
tens weitere 30 Milliarden Euro, 
die im zivilen Bereich fehlen, so bei 
Schulen und Kitas, sozialem Woh-
nungsbau, Krankenhäusern, öf-
fentlichem Nahverkehr, kommuna-
ler Infrastruktur, Alterssicherung, 

ökologischem Umbau, Klimage-
rechtigkeit und internationaler Hilfe 
zur Selbsthilfe.

Auch sicherheitspolitisch bringt 
eine Debatte nichts, die zusätz-
lich Unsummen für die militäri-
sche Aufrüstung fordert. Stattdes-
sen brauchen wir mehr Mittel für 
Konfliktprävention als Hauptziel 
der Außen- und Entwicklungspo-
litik. Militär löst keine Probleme. 
Schluss damit. Eine andere Politik 
muss her.

Damit wollen wir anfangen:
Militärische Aufrüstung stoppen, 
Spannungen abbauen, gegensei-
tiges Vertrauen aufbauen, Per-
spektiven für Entwicklung und 
soziale Sicherheit schaffen, Ent-
spannungspolitik auch mit Russ-
land, verhandeln und abrüsten. 

Diese Einsichten werden wir über-
all in unserer Gesellschaft verbrei-
ten. Damit wollen wir helfen, einen 
neuen Kalten Krieg abzuwenden.
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Keine Erhöhung der Rüstungsausgaben – 
Abrüsten ist das Gebot der Stunde
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